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Präambel

Die GesellschaFt ist 1934 unter dem Namen »Hallesche Kranken-

kasse V.V. a. G. « mit Sitz in Berlin von der damaligen »KauFmänni-
sehe Krankenkasse Halle (Saale) Ersatzkasse V. V. a. G. « gegründet
worden. Sie hat ihren Geschäftsbetrieb am 1. Januar 1936 auFge-
nommen.

l. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz

(1) Die Gesellschaft führt die Firma Hallesche Krankenversiche-
rung auf Gegenseitigkeit. Sie ist ein Versicherungsverein auf Ge-
genseitigkeit im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes.

(2) Die Hallesche Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit bildet
zusammen mit der Alke Leipziger Lebensversicherung auF Gegen-
seitigkeit einen Cleichordnungskonzem.

(3) Der Sitz der Gesellschaft ist Stuttgart.

§ 2 Zweck der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft betreibt die private Krankenversicherung und
PFlegekrankenversicherung in allen ihren Arten, einschließlich der
PFlege-PFlichtversicherung. Sie bietet Versicherungsschutz Für
Krankheiten, Unfälle, PFlegebedürftigkeit und andere im Vertrag
genannte Ereignisse im In- und Ausland nach Maßgabe der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen, und zwar Für die Mitglieder
nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit.

(2) Außerdem übernimmt sie die Versicherung gegen feste Bei-
träge bis zu 15 vom Hundert ihrer gesamten Beitragseinnahme
auch für Nichtmitglieder.

(3) Die Gesellschaft kann in der Kranken- und PFlegekrankenversi-
cherung auch die Rück- und Mikversicherung betreiben.

(4) Darüber hinaus darf die Gesellschaft Versicherungs- und Bau-
sparverträge und den Erwerb von Investmentanteilen vermitteln
sowie sonstige Geschäfte vornehmen, die im engen wirtschaFtli-
chen Zusammenhang mit dem Versicherungsbetrieb stehen.

(S) Die Gesellschaft kann zur Erreichung des Unternehmenszwe-
ckes Zweigniederlassungen errichten, andere Bestände überneh-
men und die Geschäfte anderer Versicherungsunternehmen Fort-
Führen oder verwalten. Sie ist weiter berechtigt, sich an Kranken-
versicherungsunternehmen oder Unternehmen anderer Art, deren
Gegenstand mit dem Zweck der Gesellschaft im wirtschaftlichen
Zusammenhang steht, zu beteiligen, insbesondere an solchen, die
Bank- und sonstige Finanzdienstteistungen anbieten. Desgleichen
kann sie selbstständige Versicherungsunternehmen oder damit
unmittelbarzusammenhängende andere Wirtschaftsunternehmen
erwerben oder neu errichten.

§3 GeschäFtsgebiet

Das GeschäFtsgebiet ist das In- und Ausland.

§4 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder der Gesellschaft (Vereinsmitglieder) sind die natür-
lichen und nicht natürlichen Personen, die einen Versicherungs-
vertrag nach § 2 dieser Satzung nach den Grundsätzen der Cegen-
seitigkeit mit der Gesellschaft abgeschlossen haben.

(2) Die MitgliedschaFk beginnt mit dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages. Sie endet, wenn das Versicherungsverhältnis
zwischen der Gesellschaft: und dem Mitglied erlischt.

(3) Der Versicherungsvertrag gegen festen Beitrag gemäß §2
Absatz 2 der Satzung begründet keine Mitgliedschaft in der Ge-
Seilschaft.

(4) Die Verpflichtungen der Mitglieder bestimmen sich nach den
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die den Versicherungs-

Verhältnissen zugrunde liegen. Zur Erfüllung der Versicherungs-
verpFlichtungen erhebt die Gesellschaft jeweils im Voraus fällige,
einmalige oder wiederkehrende Beiträge.

(5) Übernimmt ein Dritter mit Genehmigung der Gesellschaft ganz
oder teilweise die Rechte und Pflichten des Versicherungsneh-
mers, so wird er anstelle oder neben dem bisherigen Versiche-
rungsnehmer Vereinsmitglied.

(6) Für alle Verbindlichkeiten der CesellschaFt haftet den Gläubi-
gern gegenüber nur das Gesellschaftsvermögen.

(7) Eine zusätzliche Haftung oder NachschusspFlicht der Mitglieder
Für irgendwelche Verbindlichkeiten der Gesellschaft ist ausge-
schlössen. Entstandene Versicherungsansprüche dürFen - ausge-
nommen im Falle der AuFlösung der Gesellschaft - nicht: gekürzt
werden.

§5 Bekanntmachungen

Alle Bekanntmachungen, zu denen die Gesellschaft nach Gesetz
oder Satzung verpFlichtet ist, werden im Bundesanzeiger veröF-
Fentlicht.

§6 Gerichtsstand

Der allgemeine Gerichtsstand ist Stuttgart.

II. Organe der Gesellschaft

§ 7 Organe

(1) Organe der Gesellschaft sind:

1. Die Mitgliedervertretung

2. DerAufsichtsrat

3. Der Vorstand

(2) Die Mitglieder wählen die Mitgliedervertretung. Die Mitglie-
dervertretung wählt die Mitglieder des Aufsichtsrats, soweit diese
nicht als AuFsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer nach dem
Drittelbeteiligungsgesetz zu wählen sind. Der AuFsichtsrat be-
stellt die Mitglieder des Vorstands.

1. Die Mitgliedervertretung

§ 8 Zusammensetzung, Wahl und Amtsdauer

(1) Die Mitgliedervertretung vertritt als oberstes Organ der Ge-
Seilschaft die Gesamtheit der Mitglieder. Sie besteht aus 30 Mit-
gliedervertretern; ihr können höchstens drei Mitglieder angehö-
ren, die keine natürlichen Personen sind. Für die Mitgliedervertre-
ter sind 15 Stellvertreter zu wählen. Scheidet ein Mitgliederver-
treter während seiner Amtszeit aus, so rückt ein Stellvertreter bis
zum Ablauf der Wahlzeit, Für die der ausgeschiedene Mitglieder-
Vertreter gewählt war, nach. Eine natürliche Person rückt als
Stellvertreter nur nach, wenn sie im Zeitpunkt des Nachrückens
das 69. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Eine nicht natürliche
Person rückt als Stellvertreter erst nach, wenn die Höchstzahl der
Mitgliedervertreter nach Satz 2, die keine natürlichen Personen
sind, dadurch nicht überschritten wird. Die Mitgliedervertreter
und Stellvertreter werden nach einer von AuFsichtsrat und Vor-

stand aufgestellten Wahlordnung gewählt, die auch ein Nachrü-
cken der Stellvertreter regelt. Wahlberechtigt sind jedes volljähri-
ge Mitglied und Mitglieder, die keine natürlichen Personen sind.
Nicht wahlberechtigt sind mitversicherte Personen.

(2) Wählbar zum Mitgliedervertreter oder Stellvertreter ist jedes
volljährige Mitglied, soweit nicht eine Einschränkung gemäß Ab-
satz 3 vorliegt. Wählbar sind auch Mitglieder, die keine natürlichen
Personen sind.

(3) Natürliche Personen sind zum Mitgliedervertreter nur wählbar,
wenn sie zu Beginn ihrer Amtszeit das 70. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Mitglieder des AuFsichtsrats, des Vorstands und
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des Beirats einer Gesellschaft im Alte Leipziger - Hallesche Kon-
zern sind nicht wählbar. Ferner können nicht gewählt werden
Personen, die seitens einer Gesellschaft im Alte Leipziger - Halle-
sehe Konzern oder von anderen Versicherungs-, Finanzdienstleis-
tungs-, oder Vermittlungsunternehmen Gehalt, Provisionen, Cour-
tagen, sonstiges Entgelt oder geldwerte Vorteile aus selbststän-
diger oder nichtselbstständiger Tätigkeit erhalten. Ausgenommen
davon sind Vergütungen und Nebenleistungen Für die Tätigkeit als
Mitgliedervertreter im Alte Leipziger - Hallesche Konzern.

(4) Die Wahl der Mitgliedervertreter und Stellvertreter erfolgt auf
die Dauer von sechs Jahren. Die Amtszeit beginnt mit: der auf die
Wahl Folgenden ordentlichen Mitgliedervertreterversammtung.
Bis zu diesem Zeitpunkt bleiben die bisherigen Mitgliedervertre-
ker im Amt, auch wenn durch eine Verschiebung der Mitglieder-
vertreterversammlung innerhalb desselben Kalenderjahres die
Amtsdauer von sechs Jahren überschritten wird. Wiederwahl ist

zulässig.

(5) Das Amt eines Mitgliedervertreters erlischt durch Ablauf der
Amtszeit, durch Rücktritt oder durch Eintritt eines die Wählbarkeit
ausschließenden Umstands. Das Amt eines Stellvertreters erlischt
durch AblauF der Amtszeit, durch Rücktritt, durch Eintritt eines die
Wählbarkeit ausschließenden Umstands. durch Nachrücken oder

durch Erreichen der Altersgrenze gemäß § 8 Absatz 1 Satz 5.

§9 Ort, Zeit und Einberufung

(1) Die ordentliche Mitgliedervertreterversammlung Findet alljähr-
lich innerhalb der ersten acht Monate des CeschäFtsjahres statt.

(2) Den jeweiligen Ort der Mitgliedervertreterversammlung inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland und den Zeitpunkt be-
stimmt der Vorstand im Einvernehmen mitdemAuFsichtsrat.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise
Bild- und Tonübertragung der Mitgliedervertreterversammlung
zuzulassen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Mitglieder-
Vertreter an der Mitgliedervertreterversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort teilnehmen und sämtliche oder einzel-

ne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vor-
stand bestimmt die näheren Einzelheiten des Verfahrens und
macht diese mit der Einberufung der Mitgtiedervertreterver-
Sammlung bekannt.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Mitglieder-
Vertreter ihre Stimmen, auch ohne an der Mitgliedervertreterver-
Sammlung teilzunehmen, schriFtlich oder inn Wege elektronischer
Kommunikation abgeben dürFen (BrieFwahl). Der Vorstand be-
stimmt die näheren Einzelheiten des Verfahrens und macht diese

mit der Einberufung der Mitgliedervertreterversammlung be-
kannt.

(6) Die Mitgliedervertreterversammlung wird vom Vorstand durch
Bekanntmachung im Bundesanzeiger einberufen. Die Bekanntma-
chung muss Ort, Zeit und Tagesordnung der Mitgliedervertreter-
Versammlung enthalten. Die EinberuFungsfrist beträgt mindes-
tens dreißig Tage vor dem Tage der Mitgliedervertreterversamm-
lung.

(7) Bei der Bekanntmachung der Tagesordnung sind die gesetzli-
chen Vorschriften zu beachten. Insbesondere sind

a) vorgeschlagene Satzungsänderungen mit dem Wortlaut
bekanntzumachen;

b) bei Wahlen zum Aufsichtsrat die gesetzlichen Vorschriften
anzugeben, nach denen sich der AuFsichtsrat zusammensetzt;

c) zu jedem Gegenstand der Tagesordnung vom Vorstand und
vom Aufsichtsrat, zur Wahl von AuFsichtsratsmitgliedem nur
vom AuFsichtsrat, in der Bekanntmachung Vorschläge zur Be-
schlussfassung zu machen.

(8) Außerordentliche Mitgliedervertreterversammlungen sind vom
Vorstand oder vom AuFsichtsrat immer dann einzuberuFen, wenn
es die Belange der Gesellschaft erfordern. Ferner muss eine au-

ßerordentliche Mitgliedervertreterversamnnlung einberuFen
werden, wenn mindestens ein Drittel der Mitgliedervertreter
unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Einberufung beim
Vorstand schriFtiich beantragt. Für die Einberufung und Abhaltung
außerordentlicher Mitgliedervertreterversammtungen gelten die
Bestimmungen Für ordentliche Mitgliedervertreterversammlun-
gen gleichermaßen.

§10 Aufgaben

(1) Die Rechte und Pflichten der Mitgliedervertreterversammlung
bestimmen sich nach Gesetz und Satzung. Insbesondere hat die
Mitgliedervertreterversammlung Folgende Aufgaben:

a) Entgegennahme des Jahresabschlusses, des Lageberichts
und des Berichts des AuFsichtsrats;

b) Feststellung des Jahresabschlusses, sofern sich Vorstand und
Aufsichtsrat für die Feststellung durch die Mitgliedervertre-
terversammlung entschieden haben oder der AuFsichtsrat
den Jahresabschluss des Vorstands nicht billigt;

c) Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts-
rats;

d) Wahl und AbberuFung der Mitglieder des AuFsichtsrats, so-
weit sie nicht als AuFsichtsratsmitglieder von den Arbeitneh-
mem gewählt werden;

e) Festsetzung der Vergütung Für den Aufsichtsrat;

F) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung;

g) BeschlussFassung über die Wahl des AbschlussprüFers;

h) Beschlussfassung über die KapitalauFnahme gegen Cewäh-
rung von Genussrechten und Ermächtigung des Vorstands,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats über die Zeichnungs- und
Ausgabebedingungen zu entscheiden;

i) BeschlussFassung über alte Angelegenheiten, Für die Vor-
stand und Aufsichtsrat nach dem Gesetz und der Satzung
nicht zuständig sind;

j) BeschlussFassung über die Umwandlung oder Auflösung der
Gesellschaft;

k) BeschlussFassung über die Übertragung des Versicherungs-
bestandes auf ein anderes Unternehmen;

l) Widerruf der Bestellung der Mitgliedervertreter aus wichti-
gern Grund. Der Widerruf ist wirksam, bis seine Unwirksam-
keit rechtskräftig Festgestellt ist.

(2) Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung werden
grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
geFassk.

(3) Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung über Sat-
zungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der
abgegebenen Stimmen.

(4) Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung gemäß Ab-
satz1j)und Absatz 1 k) bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln
der amtierenden Mitgliedervertreter.

§11 Geschäftsordnung

(1) Den Vorsitz in der Mitgliedervertreterversammlung Führt der
Vorsitzende des AuFsichtsrats oder dessen Stellvertreter oder bei
deren Verhinderung der am längsten ununterbrochen der Mitglie-
dervertretung angehörende anwesende Mitgliedervertreter.
Unter mehreren Anwärtern entscheidet das höhere Lebensalter,
bei gleichem Lebensalter das Los. Der Vorsitzende leitet die Mik-
gliedervertreterversammlung und bestimmt die Reihenfolge der
Gegenstände der Tagesordnung sowie die Art und Form der Ab-
Stimmung, soFern die Mitgliedervertreterversammlung nichts
anderes beschließt.

(2) Anträge zur Erweiterung der Tagesordnung der Mitgliederver-
treterversammlung können von mindestens einem Fünftel der
Mitgliedervertreter unter BeiFügung einer Begründung oder einer
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Beschlussvorlage gestellt werden. Diese Anträge müssen dem
Vorstand mindestens 24 Tage vor der Mitgliedervertreterver-
Sammlung zugehen; derTag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.

(3) Gegenanträge von Mitgliedervertretern zu Gegenständen der
Tagesordnung werden allen Mitgliedervertretern unverzüglich
bekannt gemacht, sofern sie, verbunden mit ihrer Begründung,
mindestens 14 Tage vor dem Tage der Mitgliederverkreterver-
Sammlung der CesellschaFt zugegangen sind. DerTag des Zugangs
ist nicht mitzurechnen.

(4) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen mit
beratender Stimme an der Mitgliedervertreterversammlung teil-
nehmen. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem
Versammlungsleiter die Teilnahme an der Mitgliedervertreterver-
Sammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung ausnahmsweise
in den Fällen gestattet, in denen ihnen aufgrund gesetzlicher oder
tatsächlicher Einschränkungen oder auFgrund ihres Dienst- oder
Wohnsitzes im Ausland die persönliche Teilnahme nicht oder nur
mit erheblichem Aufwand möglich ist.

(5) Jede ordnungsgemäß einberuFene Mitgliedervertreterver-
Sammlung ist vorbehaltlich §10 Absatz 1 j) und Absatz! k) be-
schlussFähig, wenn mindestens die Hälfte der bestellten Mitglie-
dervertreter an deren Ort anwesend ist, gemäß § 9 Absatz 4 onli-
ne an ihr teilnimmt oder gemäß § 9 Absatz 5 ihr Stimmrecht durch
BrieFwahl ausübt. Im Falle der Beschlussunfähigkeit der Mitglie-
dervertreterversammlung ist unverzüglich eine weitere Mitglie-
dervertreterversammlung einzuberuFen. Diese ist ohne Rücksicht
auFdie Zahl der erschienenen Mitgliedervertreter beschlussFähig.

(6) Bei Abstimmungen gilt Stimmengleichheit als Ablehnung. Tritt
bei einer Wahl Stimmengleichheit ein, ist: die Wahl zu wiederholen.
Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsitzen-
den zu ziehende Los.

(7) Das Stimmrecht kann - außer bei nicht natürlichen Personen -
nicht durch Bevollmächtigte ausgeübt werden.

(8) Die Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung sind in
einer notariellen NiederschriFt Festzuhalten.

(9) Die Mitgliedervertreter erhalten eine Vergütung. Die Hälfte
hiervon wird nur bei Teilnahme an den Mitgliedervertrekerver-
Sammlungen gezahlt. Der Vergütungszeibraum beginnt nach einer
ordentlichen Mikgliedervertreterversammlung und endet mit dem
Schluss der ordentlichen Mitgliedervertreterversammlung des
Folgejahres. Wird das Mandat innerhalb eines Vergütungszeit-
raums auFgenommen oder beendet oder erfolgt eine Teilnahme
nicht: an allen Mitgliedervertreterversammlungen, wird die Vergü-
tung anteilig gezahlt. Die Höhe der Vergütung wird vom Vorstand
im Einvernehmen mit dem AuFsichtsrat Festgesetzt. Sie erhalten
darüber hinaus Ersatz ihrer Fahrtkosten sowie Tage- und Über-
nachtungsgelder. Eine ggf. zu entrichtende Umsatzsteuer wird
erstattet.

(10) Soweit das Gesetz einer Minderheit Rechte gewährt, stehen
sie einer Minderheit von einem Fünftel der Mitgliedervertreter zu.

2. DerAuFsichtsrat

§ 12 Zusammensetzung, Wahl und Amtsdauer

(1) Der AuFsichtsrat besteht aus zwölf Personen, die nicht als
Mitglied des AuFsichtsrats oder des Vorstands eines anderen
Krankenversicherungsunternehmens tätig sein sollen; Ausnahmen
können zugelassen werden. Die von der Mitgtiedervertreterver-
Sammlung gewählten Personen dürfen nicht Für die Gesellschaft
tätig sein. Zwei Drittel sind von der Mitgliedervertreterversamm-
lung und ein Drittel von den Arbeitnehmern gemäß den Be-
Stimmungen des Drittelbeteiligungsgesetzes zu wählen.

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt Für die Zeit bis zur
Beendigung der Mitgliedervertreterversammlung, die über die
Entlastung des Aufsichtsrats Für das dritte Geschäftsjahr nach
Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die
Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Mikgliedervertre-
terversammlung kann ein AuFsichtsratsmitglied Für eine kürzere
Amtsdauer bestellen. Wiederwahl ist: zulässig.

§ 13 Aufgaben

Die Rechte und PFlichten des AuFsichtsrats bestimmen sich nach
Gesetz und Satzung. Insbesondere obliegen dem AuFsichtsrat
Folgende Aufgaben:

a) Beratung und Überwachung der Geschäftsführung;

b) Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands
und Regelung ihrer Dienstverhältnisse und Bezüge;

c) Vertretung der GesellschaFt bei Rechtsgeschäften und
Rechtsstreitigkeiten mit amtierenden und ausgeschiedenen
Vorstandsmitgliedern;

d) Prüfung und Billigung des Jahresabschlusses, des Lagebe-
richts und der Überschussverwendung sowie Berichterstat-
tung an die Mitgliedervertreterversammlung;

e) Änderungen oder Ergänzungen der Satzung auf Verlangen
der Aufsichtsbehörde sowie Änderungen der Satzung, die nur
deren Fassung betreffen;

F) Beauftragung des Abschlussprüfers;

g) Bestellung und AbberuFung des Treuhänders Für das Siche-
rungsvermögen sowie des Stellvertreters;

h) Bestellung und Abberufung des Verantwortlichen Aktuars;

i) Zustimmung zur Einführung oder Änderung der Allgemeinen
Versicherungsbedingungen gemäß der Ermächtigung in § 17
Absatz 4 dieser Satzung;

j) Zustimmung zur Übernahme von Versicherungsbeständen
anderer Versicherungsunkemehmen;

k) Bestimmung der Arten von Maßnahmen, die nur mit seiner
Zustimmung vorgenommen werden dürfen;

l) Zustimmung zur Ernennung von Prokuristen;

m) Behandlung von Beschwerden der Mitglieder gegen Ent-
Scheidungen des Vorstands.

§14 GeschäFtsordnung

(1) Der AuFsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und

dessen Stellvertreter; diese Wahl gilt Für die Dauer der Amtszeit
der Gewählten. Endet eines dieser Ämter, so ist Für den Ausge-
schiedenen eine Ersatzwahl unverzüglich erforderlich.

(2) Der Vorsitzende, bei seiner Verhinderung der Stellvertreter,
beruft die Sitzungen des Aufsichtsrats ein und leitet sie.

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussFähig, wenn mindestens zwei
Drittel seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder dessen
Stellvertreter, anwesend sind. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder
können durch schriftliche Stimmabgabe an der BeschlussFassung
des AuFsichtsrats und seiner Ausschüsse teilnehmen. Die schriftli-
ehe Stimmabgabe kann durch ein anderes AuFsichtsratsmitglied
überreichtwerden.

(4) Die Beschlüsse des AuFsichtsrats werden mit einFacher SUm-
menmehrheit geFasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden, bei seiner Nichtteilnahme an der Be-

schlussFassung oder Verhinderung die Stimme seines Stellvertre-
ters.

(5) Schriftliche, Fernmündliche oder andere vergleichbare Formen
der BeschlussFassungen des AuFsichtsrats und seiner Ausschüsse
sind nur zulässig, wenn keines seiner Mitglieder diesem Verfahren
widerspricht.

(6) Der AuFsichtsrat kann durch Beschluss einzelne seiner AuFga-
ben Ausschüssen übertragen, soweit: es das Gesetz zulässt. Die
Verantwortlichkeit des gesamten Aufsichtsrats wird dadurch nicht
berührt. AuFsichksratsausschüsse sind beschlussfähig, wenn min-
destens drei Mitglieder an der BeschlussFassung teilnehmen.
Absatz 4 gilt entsprechend.
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(7) Über alle Sitzungen des Aufsichtsrats sind Niederschriften
anzufertigen, die der Vorsitzende, bei seiner Verhinderung der
Stellvertreter, zu unterzeichnen hat.

(8) Bei Bedarf nehmen die Mitglieder des Vorstands an den Sit-
zungen des AuFsichtsrats und seiner Ausschüsse teil. Sie werden
durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats dazu geladen. Der
AuFsichtsrat und seine Ausschüsse entscheiden, ob zur Beratung
über einzelne Tagesordnungspunkte weitere Personen hinzuge-
zogen werden.

(9) Die Mitglieder des AuFsichtsrats erhalten Für ihre Tätigkeit eine
jährliche Vergütung. Die Höhe wird von der Mitgliedervertreter-
Versammlung Festgesetzt. Die Verteilung obliegt dem Aufsichts-
rat. Die Mitglieder des AuFsichtsrats erhalten darüber hinaus Für
ihre Tätigkeit Ersatz ihrer Fahrtkosten sowie Tage- und Übernach-
tungsgelder. Die Für die Bezüge zu entrichtende Umsatzsteuer
wird gesondert erstattet.

(10) Erklärungen des AuFsichtsrats werden namens des AuFsichts-
rats durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung
durch seinen Stellvertreter abgegeben.

(11) AuF Vorschlag des AuFsichtsrats kann die Mitgliedervertre-
tung dem ausgeschiedenen Vorsitzenden des AuFsichtsrats in
Anerkennung seiner Verdienste um das Wohl der Gesellschaft auF
Lebenszeit den Titel »Ehrenvorsitzender des AuFsichtsrats« ver-
leihen.

3. Der Vorstand

§15 Bestellung

(1) Der Vorstand, der aus mindestens zwei Personen zu bestehen
hat, wird vom AuFsichtsrat bestellt. Der AuFsichtsrat kann sowohl
ordentliche als auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestel-
len.

(2) Der Aufsichtsrat bestimmt die Anzahl der Mitglieder des Vor-
Stands und deren Bestellungszeitraum, der höchstens FünF Jahre
beträgt. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der
Amtszeit, jeweils Für höchstens Fünf Jahre, ist zulässig.

(3) Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden
des Vorstands oder zum Sprecher des Vorstands ernennen.

§16 VertretungsbeFugnis

Die GesellschaFt wird gesetzlich vertreten durch zwei Vorstands-
mitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen.

§ 17 Aufgaben

(1) Die Rechte und PFlichten des Vorstands bestimmen sich nach
Gesetz und Satzung.

(2) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Geschäftsbetriebs. Er
vertritt die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich.

(3) Der Vorstand ernennt die Prokuristen. Er bedarF hierzu der
Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Widerruf von Prokuren erfolgt
durch den Vorstand.

(4) Der Vorstand ist gemäß §27 dieser Satzung ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats Allgemeine Versicherungsbedin-
g ungen einzuführen oder zu ändern.

(5) Der Vorstand informiert die Mitgliedervertreter in jeder or-
deutlichen Mitgliedervertreterversammlung über Satzungsände-
rungen gemäß § 13 e) sowie über die Einführung oder Änderung
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen gemäß § 13 i) dieser
Satzung.

§18 Geschäftsordnung

(1) Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung Für den Vor-
stand.

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit geFasst. SoFern ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden
des Vorstands ernannt ist, gibt bei Stimmengleichheit seine Stim-
me den Ausschlag, wenn der Vorstand aus mehr als zwei Personen
besteht. Näheres kann der AuFsichtsrat durch Beschluss regeln.

4. Der Beirat

§19 Berufung

(1) Ein Beirat kann gebildet werden.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden auf Vorschlag des Vorstands
vom AuFsichtsrak berufen.

§20 Aufgaben

Der Beirat soll die CeschäFtsentwicklung der Gesellschaft Fördern.

§21 GeschäFtsordnung

(1) Der Vorstand erlässt im Einvernehmen mit dem AuFsichtsrafc
eine GeschäFtsordnung Für den Beirat. Sie enthält Bestimmungen
zur Zusammensetzung, Berufung, Amtsdauer, EinberuFung und
zur Teilnahme an den Sitzungen, zu den Aufgaben und zur inneren
Ordnung.

(2) Die Mitglieder des Beirats erhalten für ihre Tätigkeit eine
Vergütung, die der Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichts-
rat Festsetzt. Sie erhalten darüber hinaus Für ihre Tätigkeit Ersatz
ihrer Fahrtkosten sowie Tage- und Übernachtungsgelder. Die Für
die Bezüge zu entrichtende Umsatzsteuer wird gesondert erstat-
tet.

III. Rechnungswesen

§22 Geschäftsjahr

Das GeschäFtsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§23 Jahresabschluss

(1) Der Vorstand het den Jahresabschluss und den Lagebericht,
die nach den gesetzlichen und den von der Aufsichtsbehörde
erlassenen Vorschriften zu erstellen sind, Für das vergangene
GeschäFksjahr innerhalb der vorgeschriebenen Frist aufzustellen
und dem AbschlussprüFer vorzulegen.

(2) Nach Prüfung durch den AbschlussprüFer hat der Vorstand
Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfungsbericht unverzüglich
dem Aufsichtsrat vorzulegen und zugleich den Vorschlag für die
Uberschussverwendung zu unterbreiten. Außerdem hat der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Verwendung von
Beträgen aus der Rückstellung Für erFolgsabhängige Beibrags-
rückerstattung zu beschließen.

§24 Vermögensanlagen

(1) Das Vermögen der Gesellschaft ist nach den gesetzlichen
Vorschriften und den Richtlinien der Aufsichtsbehörde anzulegen.

(2) Zur Überwachung des Sicherungsvermögens sind ein Treuhän-
der und ein Stellvertreter des Treuhänders zu bestellen. Die Vor-
Schriften der §§ 128 bis 130 VAG und die hierauF bezogenen auF-
sichtsbehördlichen Anordnungen Finden entsprechende Anwen-
düng.

§ 25 Rückstellungen, Rücklagen und Überschuss-
Verwendung

(1) Die Gesellschaft hat in ihrem Jahresabschluss die nach den
gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Rückstellungen und
Rücklagen zu bilden.
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(2) Von dem sich nach Zuweisung zu den erForderlichen Rückstel-
[ungen ergebenden Überschuss sind jährlich mindestens 5 vom
Hundert der Vertustrücklage (§ 193 VAG) zuzuführen, bis diese 20
vom Hundert der durchschnittlichen Jahresbeitragseinnahme der
letzten drei Geschäftsjahre erreicht oder nach Inanspruchnahme
wieder erreicht hat. Der verbleibende Überschuss ist. soweit er

nicht zur Bildung anderer Gewinnrücklagen verwendet wird, der
Rückstellung für erFolgsabhängige Beitragsrückerstaktung zuzu-
führen.

(3) Die in der Rückstellung Für erFolgsabhängige Beitragsrücker-
stattung angesammelten Beträge werden nur für die Versicherten
verwendet. Für die Beträge, die weder nach der technischen Be-
rechnungsgrundlage Für die Zuschreibung zur Deckungsrückstel-
[ung noch für die Rückstellung Für erFolgsabhängige Beitragsrück-
erstattung des Abrechnungsverbandes der privaten Pflege-
Pflichtversicherung gebunden sind, kann als Form der Ausschüt-
tung gewählt werden: Auszahlung oder Gutschrift von Beitragstei-
len, Leistungserhöhung, Beitragssenkung, Verwendung als Ein-
malbeitrag Für Leistungserhöhungen oder zur Abwendung bzw.
Milderung von Beitragserhöhungen. Das Versicherungsunterneh-
men ist darüber hinaus zu einer anderen Verwendung der erFolgs-
abhängigen Rückstellung Für Beitragsrückerstattung nach Maßga-
be des § 139 VAG in seiner jeweils geltenden Fassung berechtigt.
Die näheren Bestimmungen über die Art sowie den Zeitpunkt
einer Ausschüttung als Verwendung der Beträge trifft der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. AuF eine Verwendung
der Rückstellung für erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung
entsprechend dieses Absatzes haben die Mitglieder einen Rechts-
anspruch.

§ 26 Deckung von Fehlbeträgen

Schließt ein Geschäftsjahr mit einem Verlust ab, so ist der Fehlbe-
trag, soweit er nicht aus anderen Gewinnrücktagen gedeckt wer-
den kann, der Verlustrücklage (§ 193 VAG) zu entnehmen.

IV. Satzungsänderung, Änderung und Einführung
Allgemeiner Versicherungsbedingungen

§27

(1) Zu allen Änderungen der Satzung ist die Genehmigung der
Aufsichtsbehörde erForderlich. Sie sind nach Genehmigung zur
Eintragung beim Handelsregister anzumelden und satzungsge-
maß bekanntzu machen.

(2) Satzungsänderungen wirken Für und gegen alle Mitglieder. Sie
treten mit der Eintragung in das Handelsregister in KraFt. Von
diesem Zeitpunkt an wirken Satzungsänderungen auch Für beste-
hende Versicherungsverträge.

(3) Der AuFsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung Für den Fall zu
ändern, dass die Aufsichtsbehörde Änderungen bzw. Ergänzungen
verlangt. Er ist Ferner ermächtigt, solche Änderungen vorzuneh-
men, die nur die Fassung betreffen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
Allgemeine Versicherungsbedingungen einzuführen oder zu än-
dem. Über die Einführung und Änderung von Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen unterrichtet der Vorstand die Mitglieder-
Vertretung.

(5) Wird eine Bestimmung in Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch be-
standskräFtigen Verwaltungsakt Für unwirksam erklärt, kann sie
vom Vorstand mit Wirkung für gekündigte und bestehende Versi-
cherungsverhältnisse gemäß
§§ 203 Abs. 4, 164 WG ersetzt werden. Über diese Änderungen
unterrichtet der Vorstand die Mitgliedervertretung.

(6) Soweit die technische Berechnungsgrundlage vorsieht, dass
Rückstellungen Für das mit dem Alter der versicherten Personen
wachsende Wagnis zu bilden sind, ist eine Erhöhung der Beiträge
oder eine Minderung der Leistungen des Versicherers mit Rück-
sieht auf das Älterwerden der versicherten Personen während der
Dauer des Versicherungsverhältnisses ausgeschlossen.

V. Auflösung

§28

(1) Die Gesellschaft ist aufzulösen, wenn in einer ausdrücklich zu
diesem Zweck einberufenen Mitgliedervertreterversammlung
eine Mehrheit von drei Vierteln der amtierenden Mitgliederver-
treter die Auflösung beschließt. Der Antrag auf AuFlösung muss
entweder vom Vorstand, vom AuFsichtsrat oder von einem Drittel

der Mitgliederverkreter der Mitgliedervertreterversammlung
gestellt sein. Der Beschluss bedarF der Genehmigung der AuF-
sichksbehörde.

(2) Die zwischen den Mitgliedern und der Gesellschaft bestehen-
den Versicherungsverhältnisse erlöschen mit dem Zeitpunkt, der
im AuFlösungsbeschluss Festgelegt ist, Frühestens jedoch mit
Ablauf von vier Wochen nach Wirksamwerden des Auflösungsbe-
Schlusses. Die bis zunn Erlöschen entstandenen Versicherungsan-
Sprüche werden durch die Auflösung nicht berührt.

(3) Die Abwicklung geschieht durch den Vorstand, sofern die
Mitgliedervertreterversammlung nicht andere Personen zu Ab-
Wicklern bestellt.

(4) Nach der Auflösung ist das Vermögen der GesellschsFt zu-
nächst zur Befriedigung aller vorhandenen Verbindlichkeiten
einschließlich bereits bestehender Versicherungsansprüche zu
verwenden. Reicht das Vermögen nicht zur Befriedigung aller
Versicherungsansprüche aus, so sind diese verhältnismäßig zu
kürzen. Verbleibt ein Überschuss, so wird er zugunsten der Mit-
glieder verwendet.

VI. Übertragung des Versicherungsbestandes

§29

Die Mitgliedervertreterversammlung kann auch die Übertragung
des gesamten Versicherungsbestandes mit allen Aktiven und
Passiven auF ein anderes Versicherungsunternehmen beschließen.
Der Antrag auf Übertragung muss entweder vom Vorstand, vom
AuFsichtsrat oder von einem Drittel der Mitgliedervertreter der
Mitgliedervertreterversammlung gestellt sein. Der die Übernahme
des Versicherungsbestandes durch ein anderes Versicherungsun-
ternehmen begründende Vertrag muss bei der BeschlussFassung
vorliegen. Die BeschlussFassung bedarf der Mehrheit von drei
Vierteln der amtierenden Mitgliedervertreter.
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Bescheinigung nach § 196 Absatz 1 VAG

Ich bescheinige hiermit, dass der vorstehend aufgeführte Wortlaut der Satzung der

Hallesche Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit

die durch Urkunde vom 06.05.2022 beschlossene Satzungsänderung enthält und dass diese mit
dem dort enthaltenen Beschluss über die Änderung der Satzung übereinstimmt.

Die unveränderten Bestimmungen der Satzung stimmen mit dem zuletzt zum Handelsregister ein-
gereichten vollständigen Wortlaut der Satzung überein.

Danach hat die Satzung nach Eintragung der beschlossenen Satzungsänderung in das Handelsregis-
ter den vorstehenden Wortlaut.

Bad Homburg v. d. Höhe, den 1 5. FEB. 2023

w^
W^ther
-NJbtar-



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Bad Homburg, den 20.02.2023

Christopher Walther, Notar


